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7. Wahlperiode 

21. 02. 74 


Sachgebiet 900 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Dollinger, Weber (Heidelberg), Pfeffermann, Dr. von Bismarck, 
Dr. Müller-Hermann, Dr. Evers, Leicht, Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Riedl (München) 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. finanzielle Situation, Einschränkung bzw. Änderung des Dienstleistungs- 
angebotes, Rationalisierung sowie Umorganisation der Verwaltung bei der 
Deutschen Bundespost 


Wie jüngsten Äußerungen des Bundespostministers zu ent- 
nehmen ist, hat sich die finanzielle Situation der Deutschen Bun- 
despost weiter verschlechtert. Aus diesen und anderen Gründen 
soll der Bundespostminister beabsichtigen, u. a. Dienstleistun- 
gen einzuschränken oder ganz einzustellen sowie die Verwal- 
tung auf Amts- und OPD-Ebene neu zu gliedern und umzu- 
organisieren. Des weiteren kündigte er große Personaleinspa- 
rungen und Rationalisierungen für die nächste Zeit an. 


Wir fragen die Bundesregierung: 


Finanzielle und personelle Entwicklung bei der Deutschen 
Bundespost 

1. Wie hoch werden die Mehrbelastungen des Personalauf- 
wands der Deutschen Bundespost auf Grund der Lohn- und 
Gehaltserhöhungen im öffentlichen Dienst für das Jahr 
1974 und 1975 sein? 

2. Wie wird sich die für 1974 und 1975 angenommene Ertrags- 
situation (Gewinn/Verlust) durch den zusätzlichen Personal- 
aufwand infolge 

a) der Lohnerhöhungen und 

b) der entsprechenden Gehaltserhöhungen 
verändern? 

3. Wann rechnet der Bundespostminister auf Grund des er- 
höhten Personalaufwands und der fortschreitenden Kosten- 
inflation mit der nächsten Gebührenerhöhung zwecks Aus- 
gleich des Verlustes? 
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4. Wie hoch war die finanzielle Mehrbelastung bei der Deut- 
schen Bundespost im Jahre 1973 infolge inflationsbedingter 
Mehrkosten im Betriebs- und Investitionsbereich im Ver- 
gleich zu 1969? 

5. Trifft es zu, daß der Bundespostminister im Jahre 1974 den 
Personalüberhang um 28 000 Planstellen abbauen will? 

6. Wie hoch war die Nettopersonalzunahme 1970, 1971, 1972 
und 1973 (Teilkräfte auf Vollkräfte umgerechnet; Personal- 
bestand im Jahresdurchschnitt)? 

7. Trifft es zu, daß die Nettopersonalzunahme (Basis wie bei 
Frage 6) von 1962 bis 1969 rd. 8000 betrug und sie sich dem- 
gegenüber von 1969 bis 1972 auf rd. 44 000 belief bei etwa 
gleicher Verkehrsentwicklung in den beiden Zeit- 
abschnitten? 

8. Trifft es zu, daß die Anzahl der Mitarbeiter im Bundespost- 
ministerium von 1969 bis Ende 1973 um 38 v. H. zugenom- 
men hat (einschließlich Abordnungen und Aushilfskräften)? 

9. Der Bundespostminister hat am 18. Februar 1974 in Hanno- 
ver von einem „rationalisierungsfeindlichen Dienstrecht", 
das die „unternehmerische Bewegungsfreiheit" einschränke, 
gesprochen. Meint der Bundespostminister damit das Ratio- 
nalisierungsschutzabkommen, das Minister Leber mit der 
Deutschen Postgewerkschaft 1972 abgeschlossen hat? 

10. Welches sind die wichtigsten Vertragspunkte dieses Ab- 
kommens? 


Überführung des Postreisedienstes zur Bundesbahn 

11. Beabsichtigt der Bundespostminister im Postreisedienst den 
Einsatz privater Auftragnehmerbusse zu verstärken, und 
wenn nein, warum nicht? 

12. Hat sich die Verkehrsgemeinschaft Bahn/Post bewährt, und 
wenn nein, warum nicht? 

13. Beabsichtigt die Bundesregierung, den Postreisedienst zur 
Bundesbahn zu überführen? Wenn ja, welche betriebs- und 
verkehrswirtschaftliche Begründung kann der Bundespost- 
minister für die Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit einer 
solchen Überleitung geben? 

14. Trifft es zu, daß die Aufwands- und Ertragsrechnung der 
DBP und der DB im Reisedienst kaum vergleichbar sind, da 
erstere präziser ist und sich insbesondere folgende Mehr- 
belastungen des Postreisedienstes ungünstig auf dessen 
Ertragslage auswirken: 
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a) Bahnbusse befahren rentierliche Strecken (Schienen- 
ersatzstrecken, großstädtische Verkehrsregionen) , da- 
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gegen bedient der Postreisedienst das flache Land 
(gemeinwirtschaftliche Leistung) ; 
b) der Postreisedienst ist mit der Ablieferung an den Bund 
in Höhe von 6^3 v. H. des Umsatzes, mit Versorgungs- 
lasten, Umsatzsteuer belastet und ist gegenüber dem 
Bahnbusdienst bei der Erstattung von sozialbedingten 
Kosten benachteiligt? 

15. Glaubt die Bundesregierung, daß die DBP, die mit rd. 60 000 
Kfz's der größte Kfz-Besitzer in der Bundesrepublik 
Deutschland ist, nicht insoweit rationeller in diesem Bereich 
arbeiten kann als die DB? 

16. Welche Restkosten würden bei einer Überführung des Post- 
reisedienstes zur DB durch unausgelastete Instandhaltungs- 
kapazitäten und dergleichen entstehen? 

17. Kann die Bundesregierung bei einer Überleitung des Post- 
reisedienstes zur Bundesbahn eine weiterhin uneinge- 
schränkte Bedienung des gegenwärtigen Postreisedienst- 
Streckennetzes garantieren? 

18. Wird nicht durch eine Überführung des Postreisedienstes 
zur Bundesbahn nur ein Defizit von dem einen auf den 
anderen Verkehrsträger verlagert? 


Einschränkungen im Postzeitungsdienst 

19. Gedenkt der Bundespostminister, die zum Postzeitungs- 
dienst zugelassenen Verlagsprodukte zu verringern? Wenn 
ja, nach welchen Kriterien soll eine Einschränkung der zum 
Postzeitungsdienst zugelassenen Verlagsprodukte erfolgen? 

20. Beabsichtigt der Bundespostminister, den Postzeitungs- 
dienst letztlich ganz einzustellen? 

21. Wie steht der Bundespostminister zu der Ablehnung seiner 
angekündigten Maßnahmen im Postzeitungsdienst durch 
den Deutschen Presserat? 

22. Wie ist die Zusammensetzung „der gemeinsamen Kommis- 
sion Postzeitungsdienst", und liegen schon erste Ergebnisse 
dieser Kommission vor, bzw. wann ist mit Ergebnissen zu 
rechnen? 

23. Wie groß würde der Einsparungseffekt bei der DBP durch 
den Abbau der nichtposttypischen Sonderdienste im Post- 
zeitungsdienst, wie Verpackung, Beanschriftung und 
Inkasso sein? 

24. Befürchtet die Bundesregierung nicht, daß durch die erneute 
finanzielle Mehrbelastung des Postzeitungsdienstes und die 
beabsichtigte drastische Einschränkung' desselben die 
Presse und Meinungsvielfalt in der Bundesrepublik 
Deutschland ernstlich gefährdet wird? 
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Einschränkungen und Strukturänderungen bei den Gelddiensten 

25. Welche Einschränkungen bzw. Strukturänderungen beab- 
sichtigt der Bundespostminister bei den Gelddiensten im 
einzelnen? 

26. Mit welchen gebührenpolitischen Maßnahmen und bis zu 
welcher Gebührenhöhe im einzelnen will der Bundespost- 
minister die Ein- und Auszahlungen am Schalter bzw. die 
Zustellung einschränken? 

27. Welche Ersatzlösungen wird der Bundespostminister im 
einzelnen für den Abbau bzw. die Einschränkung von 
bestehenden Gelddiensten anbieten? 

28. Beabsichtigt der Bundespostminister jetzt auch einen Zu- 
schlag auf den Verkauf von Beitragsmarken für die Renten- 
versicherung beim Käufer zu erheben? 


Rationalisierungsabsichten im Paket- und Päckchenverkehr 

29. Wie lange, auf welchen Strecken und mit welchen Ergeb- 
nissen wurden Probeläufe im Behälterverkehr bei der DBP 
durchgeführt, wann ist mit dem Probeabschluß im Behälter- 
verkehr zu rechnen und wann mit seiner generellen Ein- 
führung? 

30. Wie groß wird die Einsparung durch Einführung des 
Behälterverkehrs sein? 

31. Beabsichtigt der Bundespostminister die Paketzustellung 
einzuschränken? Wenn ja, warum, und was soll an ihre 
Stelle treten? 

32. Warum soll ab 1. Juli 1974 für Pakete, die der Postkunde 
selbst abholt, eine Zustellungsgebühr erhoben werden? 

33. In welchen Abmessungen soll eine Normung der Paket- 
größen durchgeführt werden, und sollen aus technischen 
Gründen zwangsläufig abweichende Paketgrößen von der 
Beförderung ausgeschlossen werden? 

34. Welche Maßnahmen wird der Bundespostminister zur 
Rationalisierung der Sortier- und Transportabläufe treffen? 

35. Die DBP hat langjährige Erfahrungen mit Elektrofahrzeu- 
gen, z. B. bei der Paketzustellung. Beabsichtigt der Bundes- 
postminister nicht, solche umweltfreundliche Fahrzeuge ein- 
zuführen, und zwar insbesondere in Städten für die Paket- 
zustellung und für die Briefkastenleerung? Wenn ja, wann 
wird dies sein? Wenn nein, warum nicht? 

Laufzeitänderungen im Briefdienst 

36. Trifft es zu, daß der Bundespostminister beabsichtigt, das 
Nachtluftpostnetz abzubauen, und wenn Ja, ab wann? 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1735 


37. Wie hoch sind die jährlichen Betriebskosten für das Nacht- 
luftpostnetz? 

38. Um wieviel Tage verlängern sich im Durchschnitt die Lauf- 
zeiten für Briefe bei Fortfall des Nachtluftpostnetzes? 


Ausbau des Fernmeldenetzes und Gestaltung der Fernmelde- 
gebühren 

39. Trifft es zu, daß die Fernmeldeinvestitionen in diesem Jahre 
gekürzt werden, und welche Bereiche werden davon in 
welchem Ausmaße getroffen? 

40. Wie groß ist z. Z. die Anzahl derjenigen, die auf einen 
Telefonanschluß warten, und wie ist der Trend in diesem 
Bereich? 

41. Wie viele Hauptanschlüsse sollen in diesem Jahr erstellt 
werden, und wie viele sind für 1975 geplant? 

42. Wird der Bundespostminister für Fernsprechteilnehmer 
eine sogenannte Mischgebühr einführen, und wenn ja, wie 
soll sie gestaltet sein, und wann soll sie eingeführt werden? 

43. Ist eine Begrenzung der Zeit für Ortsgespräche beabsichtigt, 
und wenn ja, ab wann und für welche Zeiteinheit? 

44. Welche Mehreinnahmen werden aus dieser Maßnahme 
erwartet, und was würde eine solche Umstellung kosten? 

45. Wie hoch sind die Einnahmeminderungen durch die Ein- 
führung eines sogenannten Sozialtelefons ab 1. Juli 1974, 
oder wer trägt die Kosten dafür? 


Gebührenänderungen im Post- und Fernmeldeverkehr mit der 

DDR 

46. Treffen Zeitungsmeldungen zu, wonach die DDR bei den 
Postverhandlungen verlangt, daß alle Bereiche des die 
Zonengrenze überschreitenden Post- und Fernmeldever- 
kehrs auf Auslandsbestimmungen umgestellt werden 
sollen? 

Wie ist der Stand der Beratungen? 

47. Welche Verteuerung würde sich daraus in den wichtigsten 
Post- und Fernmeldegebühren für die Postbenutzer in der 
Bundesrepublik Deutschland und in Westberlin ergeben? 

48. Ist der Bundespostminister bei den Postbehörden der DDR 
in letzter Zeit wegen der langen Laufzeit im Brief- und 
Paketverkehr vorstellig geworden, und zwar wann und mit 
welchem Ergebnis? 
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Neuordnung der Postämter und Auflösung von Poststellen 

49. Unter welchen Gesichtspunkten beabsichtigt der Bundes- 
postminister eine Neuordnung der Postämter? 

a) Bei wie vielen Postämtern wird der Verwaltungsteil 
fortfallen? 

b) Wie viele personelle Umbesetzungen werden hierfür 
notwendig sein? 

c) Wie hoch werden die personellen und finanziellen Ein- 
sparungen sein? 

d) Führt diese Organisationsänderung nicht zu einer star- 
ken Konzentration, und zwar zum Nachteil des flachen 
Landes? 

50. Trifft es zu, daß im verstärkten Maße Poststellen aufgelöst 
werden sollen, und wenn ja, in welchem Ausmaße und in 
welchem Zeitablauf? Wie hoch sind die jährlichen Durch- 
schnittskosten einer Poststelle? 

51. Sollen als Ersatz für aufgelöste Poststellen mobile Post- 
ämter eingesetzt werden? 

52. Wie hoch ist der Anschaffungspreis für ein fahrbares Post- 
amt, und wie hoch sind seine jährlichen Betriebskosten? 

53. Wie viele Poststellen können durch ein mobiles Postamt 
bedient werden, und wie ist die Bedienung im einzelnen 
gedacht? 

54. Haben sich die bisherigen Versuche mit fahrbaren Post- 
ämtern im Bereich der OPD'en Köln und Bremen bewährt? 


Beabsichtigte Neuorganisation der OPD'en 

55. Nach welchen Gesichtspunkten sollen die OPD'en neu ge- 
gliedert werden, und welche OPD'en sind dabei für eine 
Auflösung vorgesehen? Ist auch an eine Neugründung von 
OPD'en gedacht? 

56. Welche Zeitspanne ist für die Neuorganisation der OPD'en 
vorgesehen, und wann und wo wird sie beginnen? 

57. Wie viele Mitarbeiter der DBP werden dadurch ihren 
Arbeitsort wechseln müssen? 

58. Wie hoch werden die finanziellen und personellen Ein- 
sparungen veranschlagt, die durch die Neuorganisationen 
der OPD’en entstehen sollen? 


Bonn, den 21. Februar 1974 
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Dr. Dollinger 

Weber (Heidelberg) 

Pfeffermann 

Dr. von Bismarck 

Dr. Müller-Hermann 

Dr. Evers 

leidit 

Erhard (Bad Sdiwalbach) 

Dr. Riedl (Mündien) 

Alber 
Berger 
Burger 
Dr. Früh 
Gerster (Mainz) 

Gewandt 
Dr. Gölter 
Härzschel 
Dr. Klepsdi 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Pohlmann 
Dr. Prassler 
Dr. Ritz 

Sauter (Epfendorf) 

Schmidhuber 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) 

Seiters 

Solke 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Susset 

Wawrzik 

Werner 

Zeyer 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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